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Bürokratieabbau auf Landesebene: 
Vorschläge der Berliner Wirtschaft

Ein systematischer Bürokratieabbau findet in Berlin nicht statt – trotz jahrelanger Warnsignale aus der Wirtschaft und zahlrei-
cher politischer Bekenntnisse. Es fehlen institutionalisierte und ressortübergreifende Ansätze im Abgeordnetenhaus, im Senat 
und in den Bezirken. Weder gibt es parlamentarische Strukturen, unabhängige Prüfmechanismen, noch eine konkrete politische 
Strategie zur Reduzierung bürokratischer Belastungen für Unternehmen. Dezentrales Engagement innerhalb der Verwaltung 
bleibt bislang sporadisch, unkoordiniert und wenig wirksam. Der Bund und andere Bundesländer zeigen, was möglich ist: 
Bürokratieabbauinitiativen wurden auf politischer Ebene gestartet, Landesnormenkontrollräte eingerichtet, spezielle Parla-
mentsausschüsse geschaffen und Bürokratieabbaugesetze verabschiedet. Berlin bleibt hinter der Entwicklung deutlich zurück. 
Für die Wirtschaft bedeutet dies lange Verfahren, hohe Kosten und wachsende Belastungen. Die Berliner Wirtschaft unterbreitet 
konkrete Vorschläge, um Bürokratieabbau auf der Landesebene systematisch, wirksam und dauerhaft politisch zu verankern. 

POLITISCHE POSITION

NORMENKONTROLLRAT BERLIN EINRICHTEN
Ein unabhängiger Landesnormenkontrollrat prüft Geset-
zes- und Verordnungsentwürfe auf ihre bürokratischen 
Auswirkungen und Vollzugstauglichkeit. Er macht Vor-
schläge zu schlanker, praxisnaher Gesetzgebung und 
schafft Transparenz über Kosten bzw. Erfüllungsaufwand 
für Wirtschaft und Verwaltung. Im Bund und in zahlrei-
chen Bundesländern unterstützen Normenkontrollräte bei 
Bürokratieabbau und -vermeidung.

Was zu tun ist:

	¡ Landesnormenkontrollrat für Berlin gesetzlich auf 
den Weg bringen

	¡ Aufgabenprofil, Mandat und Besetzung festlegen

	¡ Aufbau einer Geschäftsstelle konzipieren

	¡ Pilotgesetzesverfahren festlegen und sukzessive 
etablieren

Wirksamer Bürokratieabbau erfordert sowohl dauerhaft 
institutionell verankerte Mechanismen als auch gezielte 
Sofortmaßnahmen in besonders belasteten Verwaltungs-
bereichen und Wirtschaftsbranchen. Das vorliegende 
Papier verbindet daher systemisch-strukturelle Reform-
vorschläge mit sektorspezifischen Ansätzen, die zusammen 
eine breite Entlastung für die Berliner Wirtschaft bedeuten.

AGH-AUSSCHUSS FÜR BÜROKRATIEABBAU GRÜNDEN
Ein eigener Ausschuss für Bürokratieabbau im Abge-
ordnetenhaus sollte dauerhaft und ressortübergreifend 
gesetzliche und administrative Belastungen thematisie-
ren, Reformimpulse setzen, Bürokratieabbauinitiativen 
koordinieren und die Auswirkungen neuer Regelungen 
systematisch bewerten. Er würde dem Thema politische 
Sichtbarkeit, Kontinuität und Verbindlichkeit verleihen. Das 
Vorgehen und die Erfahrungen aus Brandenburg können 
dabei Orientierung bieten.

Was zu tun ist:

	¡ Vorschläge zu Struktur und Mandat eines neuen 
Ausschusses für Bürokratieabbau in die Wahlpro-
gramme der Parteien aufnehmen

	¡ Ausschuss für Bürokratieabbau mit der Konstituie-
rung des neuen Abgeordnetenhauses umsetzen
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GENEHMIGUNGEN AUF ANZEIGEPFLICHTEN  
REDUZIEREN
Zahlreiche Genehmigungspflichten verursachen lange 
Verfahren und hohe Belastungen, ohne einen erkennba-
ren Mehrwert zu schaffen. Deshalb sollten diese zukünftig 
systematisch geprüft und in Anzeigepflichten überführt 
werden. So werden Verfahren beschleunigt, Verwaltung 
und Unternehmen spürbar entlastet. 

Was zu tun ist:

	¡ Alle landesrechtlichen Genehmigungspflichten 
erfassen und auf eine mögliche Umwandlung in 
Anzeigepflichten prüfen

	¡ Landesweites Regel-Ausnahme-Prinzip (Anzei-
gepflicht als Regelfall) einschließlich rechtlicher 
Anpassungen entwickeln und umsetzen

BEGLAUBIGUNGSPFLICHTEN ABBAUEN
Umfangreiche Beglaubigungspflichten verursachen Auf-
wand, Kosten und Verzögerungen für Unternehmen, ohne 
zwingend zur Qualität oder Rechtssicherheit von Verfahren 
beizutragen. Deshalb sollten unnötige Beglaubigungen 
identifiziert und durch, einfache und möglichst digitale 
Nachweise ersetzt werden.

Was zu tun ist:

	¡ Landesrechtliche Beglaubigungspflichten nach 
Risiko und Zweckmäßigkeit bewerten

	¡ Entbehrliche Beglaubigungen durch alternative 
Nachweisformen (z. B. Eigenerklärungen, digitale 
Kopien) ersetzen

MECHANISMUS „BÜROKRATIEBREMSE“ ETABLIEREN
Mit der „Bürokratiebremse“ entsteht ein verbindliches 
Prüfverfahren für bestehende und neue Verpflichtungen. 
Anhand klarer Entscheidungskriterien werden Pflichten 
aufgehoben, vereinfacht, begrenzt oder Verfahren zu-
sammengefasst. Ziel ist es, Belastungen systematisch zu 
senken und Verwaltungsleistungen wirksamer, effizienter 
und zielgenauer zu gestalten. 

Was zu tun ist:

	¡ Start eines Probeverfahrens „Bürokratiebremse“ in 
ausgewählten Rechtsbereichen

	¡ Schulungsmaßnahmen für Verwaltung und Politik 
entwickeln

	¡ „Bürokratiebremse“ in Verwaltungsrichtlinien und 
Gesetzgebungsverfahren flächendeckend verankern

VERWALTUNGSREFORM DURCH BÜROKRATIEABBAU 
VERSTÄRKEN 
Die Verwaltungsreform baut wesentlich darauf auf, dass 
dezentrale Ansprechpartner in allen Senats- und Bezirks-
verwaltungen an der Umsetzung mitwirken. Sie kommen in 
der sog. Abstimmungsinstanz zusammen. Das Aufgaben-
profil dieser benannten Ansprechpartner muss explizit um 
den ressortspezifischen Bürokratieabbau ergänzt werden.

Was zu tun ist:

	¡ Das Aufgabenspektrums der Reformansprechpartner 
im Rahmen der Abstimmungsinstanz erweitern

	¡ Feste Bürokratieabbau-Ziele für jede Senatsverwal-
tung vereinbaren
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GEEIGNETE FÖRDERFÄLLE AUF ENTGELT
FINANZIERUNG UMSTELLEN
Öffentliche Leistungen werden häufig über Zuwendungen 
finanziert, obwohl in einzelnen Fällen auch eine Finanzie-
rung über Leistungsentgelte möglich wäre. Zuwendungs-
verfahren sind regelmäßig mit erheblichem bürokrati-
schem Aufwand verbunden (Antragstellung, Mittelabrufe, 
Verwendungsnachweise, Prüfungen). Leistungsentgelte 
ermöglichen dagegen oft eine deutlich einfachere und 
transparentere Abrechnung erbrachter Leistungen.

Was zu tun ist:

	¡ Prüfen, ob bei bestehenden und neuen Programmen 
in geeigneten Fällen Leistungsentgelte statt Zuwen-
dungen möglich sind

	¡ Klare Kriterien für die Abgrenzung zwischen Zuwen-
dungs- und Entgeltfinanzierung entwickeln

	¡ Einzelne Programme auf entgeltbasierte Modelle 
umstellen

ZUWENDUNGSRECHT VEREINFACHEN
Unternehmen müssen in Zuwendungsverfahren häufig 
umfangreiche Berichte und Nachweise nach der Landes-
haushaltsordnung erbringen, oft über das Bundes- oder 
EU-Mindestmaß hinaus. Eine Reduktion auf das notwen-
dige Minimum, kombiniert vereinfachte Nachweisformen, 
Pauschalen und stichprobenbasierte Prüfungen.

Was zu tun ist:

	¡ Derzeitige Berichtspflichten in Zuwendungsverfahren 
scannen und um überflüssige Nachweise – u.a. § 44 
Landeshaushaltsordnung sowie Ausführungsvor-
schriften – reduzieren

	¡ Vereinfachte Nachweisformen, Pauschalen und 
stichprobenbasierter Prüfungen als Standardverfah-
ren einführen

	¡ Neue Regelungen an Verwaltung und Zuwendungs-
empfänger kommunizieren

SCHRIFTFORMERFORDERNISSE DURCH  
TEXTFORM ERSETZEN
Schriftformerfordernisse in landesrechtlich geregel-
ten Verwaltungsverfahren werden grundsätzlich durch 
Textform oder elektronische Form ersetzt, soweit keine 
zwingenden rechtlichen Vorgaben entgegenstehen. Digitale 
Identifizierungsverfahren werden verbindlich anerkannt, 
sofern sie die landesrechtlich festgelegten Sicherheitsan-
forderungen erfüllen.

Was zu tun ist:

	¡ Bestandsaufnahme aller landesrechtlichen Schrift-
formerfordernisse sowie Prüfung, welche Vorga-
ben auf Text- oder elektronische Form umgestellt 
werden können

	¡ Fachgesetze und Verwaltungsvorschriften anpassen, 
indem digitale Identifikationsverfahren nach festge-
legten Sicherheitsstandards verbindlich anerkannt 
werden

KLEINSTGEBÜHREN ABSCHAFFEN
Im Verwaltungsgebührenordnung (VGebO) bestehen 
Kleinstgebühren, die häufig mehr Verwaltungsaufwand 
verursachen als sie Einnahmen generieren. Der Verzicht 
auf geringfügige Gebühren vereinfacht Verwaltungs-
prozesse, reduziert Abrechnungsaufwand und entlastet 
Unternehmen und die Verwaltung spürbar, ohne relevante 
Einnahmeausfälle für das Land zu verursachen.

Was zu tun ist:

	¡ Tarifstellen der VGebO mit sehr geringen Gebühren 
und hohem administrativem Aufwand identifizieren –  
insb. Gebühren, deren Höhe unterhalb der mit ihr 
verbundenen Vollzugskosten liegt

	¡ 	Kleinstgebühren im Gebührenverzeichnis abschaffen 
bzw. zusammenfassen sowie entsprechende  
Tarifstellen anpassen

	¡ 	Effekte auf Verwaltungsaufwand und Einnahmen 
monitoren, ggf. Gebührenkatalog weiter bereinigen
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ONCE-ONLY-PRINZIP FÜR UNTERNEHMENSDATEN 
ANWENDEN
Unternehmen müssen identische Daten in Berlin häufig 
mehrfach bei unterschiedlichen Behörden einreichen. 
Durch die verbindliche Anwendung des Once-Only-Prinzips 
dürfen Behörden Daten, die ihnen oder anderen Berliner 
Behörden rechtmäßig vorliegen, nicht erneut abfragen. 
Ausnahmen gelten nur bei zwingenden Geheimhaltungs- 
oder Aktualisierungspflichten. 

Was zu tun ist:

	¡ Once-Only-Prinzip als verbindlichen Grundsatz für 
landesrechtlich geregelte Verwaltungsverfahren, 
inklusive klar definierter Ausnahmen festlegen

	¡ Verpflichtende Nutzung bestehender Register sowie 
digitaler Schnittstellen (z. B. Handelsregister, Trans-
parenzregister) durch alle Landes- und Bezirksbe-
hörden

UMWELTBERICHTE AUF MINDESTMASS REDUZIEREN
Umweltpolitische Berichtspflichten für Unternehmen 
gehen in Berlin z. T. über die bundes- oder EU-rechtlichen 
Anforderungen hinaus (z. B. im Vergaberecht). Sich flä-
chendeckend auf das notwendige Minimum zu beschrän-
ken, reduziert den Prüfaufwand deutlich, beschleunigt 
Verfahren und setzt Verwaltungskapazitäten frei, ohne die 
Einhaltung von Umwelt- und Schutzstandards zu gefähr-
den.

Was zu tun ist:

	¡ Alle derzeitigen Umweltprüfungen und -berichte auf 
über Bundes-/EU-Recht hinausgehende Anforde-
rungen prüfen

	¡ Verfahren und Berichtsanforderungen auf das 
erforderliche Minimum, inkl. Vereinheitlichung von 
Formularen absenken

	¡ Schulungsangebote für Verwaltung und Unterneh-
men entwickeln, um neue Standards umzusetzen

VERKEHRSRECHTLICHE AUSNAHMEN  
FÜR KRITIS-BETREIBER STANDARDISIEREN
Nach den schweren Stromausfällen in Berlin zeigt sich, 
wie wichtig schnelles Handeln bei Störungsbeseitigungen 
ist. Für kritische Infrastrukturen (KRITIS), z. B. Strom-
netzbetreiber, gibt es in der Straßenverkehrsordnung die 
Möglichkeit, von Genehmigungspflichten befreit zu werden. 
Nur wenn diese Möglichkeit vom Senat konsequent genutzt 
wird (Aufrechterhaltung von Redundanzen), entsteht Raum 
für schnelle Reparaturen. Polizei und Verwaltung werden 
entlastet, ohne die Sicherheit zu gefährden.

Was zu tun ist:

	¡ Engpässe bei KRITIS-Maßnahmen in bestehen-
den Genehmigungsprozessen identifizieren; klare 
Anwendungsbereiche bei der Störungsbeseitigung 
definieren

	¡ Standardisierte Ausnahmeregelungen implementie-
ren, inklusive koordinierter Kommunikation zwi-
schen Verkehrsverwaltung, KRITIS-Betreibern und 
Polizei
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INSPEKTIONEN IM PHARMA- UND BIOTECHBEREICH 
EFFIZIENT GESTALTEN
Behördliche Inspektionen im Pharma- und Biotechbereich 
erfolgen bislang häufig isoliert zu Einzelaspekten und 
führen zu hoher Inspektionsdichte. Durch die Bündelung 
von Prüfungen in festen Regelturni, eine risikobasierte 
Priorisierung sowie eine dialogbasierte Ausgestaltung von 
Vor- und Nachbereitung lassen sich Aufwände für Unter-
nehmen und Behörden deutlich reduzieren.

Was zu tun ist:

	¡ Risikobasiertes Inspektionskonzept mit klarer 
Priorisierung entwickeln und Prüfaspekte in festem 
Regelturnus bündeln

	¡ Interaktive Prüfungsformate anwenden – insbeson-
dere strukturierter Vorgespräche zur frühzeitigen 
Klärung offener Fragen

	¡ Verbindliche Fristen für die zeitnahe Übermittlung 
von Prüfprotokollen und Auflagen sowie transparen-
te Kommunikation im Nachgang der Inspektionen 
festlegen

GENEHMIGUNGSFIKTION IM BAUBEREICH STÄRKEN
Im vereinfachten Verfahren nach § 63 Bauordnung Berlin 
(BauO Bln) fehlen verbindliche Fristen und eine wirksame 
Genehmigungsfiktion. Durch klare Entscheidungsfristen 
und eine Genehmigungsfiktion bei Fristüberschreitung 
kann das Verfahren beschleunigt und die Planungssicher-
heit erhöht werden. Brandschutz- und sicherheitsrele-
vante Sonderfälle sind hiervon auszunehmen. Eine an die 
Musterbauordnung angeglichene Geltungsdauer stärkt 
zusätzlich die Rechtssicherheit.

Was zu tun ist:

	¡ Verbindliche Entscheidungsfristen für das verein-
fachte Baugenehmigungsverfahren nach § 63 BauO 
Bln festlegen

	¡ Wirksame Genehmigungsfiktion bei Fristüberschrei-
tung durch das Bezirksamt, inklusive Angleichung 
der Geltungsdauer an die Regelungen der Muster-
bauordnung einführen

FRÜHZEITIGE GESAMTKOORDINATION VOR  
BAUANTRAGSTELLUNG
Komplexe Bauvorhaben scheitern oder verzögern sich häu-
fig, weil relevante Fachstellen erst im laufenden Genehmi-
gungsverfahren eingebunden werden. Eine verpflichtende, 
vorgelagerte Gesamtkoordination ermöglicht frühzeitige 
Klärungen zwischen Bauherrn, Bauaufsicht, Naturschutz- 
und Planungsbehörden. Konflikte werden früher erkannt, 
Verfahren planbarer und Genehmigungszeiten deutlich 
verkürzt.

Was zu tun ist:

	¡ Verbindliche frühzeitige Einbindung aller relevanten 
Fachstellen (insb. obere und untere Naturschutzbe-
hörden, Stadtplanung, Bauaufsicht) vor formeller 
Bauantragstellung vorsehen

	¡ Für komplexe oder konfliktträchtige Vorhaben mo-
derierte „Runde Tische“ zur vorgelagerten Interes-
sen- und Lösungsabstimmung etablieren

	¡ Ergebnisse der Vorabstimmung dokumentieren und 
als verbindliche Leitplanken für das nachfolgende 
Genehmigungsverfahren festlegen
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STANDARDISIERTES BAUEN BESCHLEUNIGEN
Obwohl die Berliner Bauordnung Typengenehmigungen 
vorsieht (§ 72a BauO Bln), werden Typenbauten in der 
Praxis weiterhin projektbezogen neu geprüft. Abweichende 
Bezirksanforderungen und landesspezifische Sonderregeln 
verhindern Skalierungseffekte. Damit das Prinzip „einmal 
geprüft – überall bauen“ tatsächlich greift, braucht es ver-
bindliche Anerkennungs- und Harmonisierungsschritte.

Was zu tun ist:

	¡ Berliner Bauordnung dort an die Musterbauordnung 
harmonisieren, wo keine zwingenden landesspezifi-
schen Besonderheiten bestehen

	¡ Automatische Anerkennung von Typengenehmigun-
gen anderer Länder als Regelfall vorsehen; Abwei-
chungen nur bei klar definierten Ausnahmegründen 
zulassen

	¡ Berlinweit einheitliche Prüflisten und Anwendungs-
hinweise etablieren, um abweichende Bezirksanfor-
derungen zu vermeiden

	¡ Aufbau eines standardisierten Berliner Referenztyps 
(z.B. „Berliner Einfach-Bauen-Haus“) als praxisnahe 
Blaupause für serielles und standardisiertes Bauen

BAUVORHABEN ZENTRAL UND EINMALIG PRÜFEN
Die getrennte Prüfung von Vorplanungsunterlagen 
(VPU) und Bauplanungsunterlagen (BPU) führt zu hohen 
zeitlichen und personellen Aufwänden. Ein Pilotprojekt 
im Schul- und Kitabau zeigt, dass die Zusammenführung 
beider Stufen zu einer zentralen Prüfung „Erweiterter 
Vorplanungsunterlagen (EVU)“ Verfahren, ohne Qualitäts-
einbußen deutlich beschleunigen kann.

Was zu tun ist:

	¡ Ergebnisse des Berliner Pilotprojekts zur EVU- 
Prüfung auswerten und verbindlich umsetzen

	¡ Zweistufige Prüfung von VPU und BPU durch eine 
einmalige, zentrale EVU-Prüfung ersetzen

	¡ EVU-Modell auf alle geeigneten Bautypen auswei-
ten und in den zuständigen Senatsverwaltungen 
standardisieren

WASSERRECHT UNTERNEHMENSFREUNDLICH  
AUSGESTALTEN
Berlin schöpft bei wasserrechtlichen Anforderungen nicht 
die Möglichkeiten zur Entlastung von Unternehmen aus, 
die das Bundesrecht vorsieht. Strenge Anforderungen 
an die Regenwasserbewirtschaftung sowie bundesweit 
höchste Entgelte für die Grundwasserentnahme führen zu 
Mehraufwand und höheren Kosten für Unternehmen. Eine 
stärkere Orientierung an anderen Bundesländern kann 
Bürokratie abbauen und Kosten senken, ohne den Umwelt-
schutz zu gefährden.

Was zu tun ist:

	¡ Spielräume des Wasserhaushaltsgesetzes (insb. 
§ 55 WHG) nutzen und wie bspw. in Brandenburg 
insbesondere Unternehmen mit kleineren Gewerbe-
flächen bei der Einleitung erlaubnisfrei stellen

	¡ Höhe und Ausgestaltung des Grundwasserentnah-
meentgelts überprüfen und stärker am Länderver-
gleich orientieren
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IMMISSIONSSCHUTZ STANDARDISIEREN
Die Ausführungsvorschriften zum Landes-Immissions-
schutzgesetz (LImSchG Bln) sehen bislang häufig indivi-
duelle Lärmgutachten und Einzelfallauflagen vor. Neue 
standardisierte Lärmkonzepte für regelmäßig wiederkeh-
rende Ereignisse können die Rechtssicherheit erhöhen. Der 
Einzelfall wird dabei nicht ersetzt, sondern durch kon-
servative Standards typisiert, sodass in der Mehrzahl der 
Fälle zusätzliche Gutachten und Abstimmungen z. B. für die 
Veranstaltungsbranche entfallen.

Was zu tun ist:

	¡ Regelmäßig wiederkehrende Veranstaltungstypen 
und typischer Rahmenbedingungen zur Ableitung 
standardisierter, konservativer Lärmkonzepte iden-
tifizieren

	¡ Ausführungsvorschriften zum LImSchG Bln §§ 3–5 
zur Einführung verbindlicher Standard-Lärmkonzep-
te unter Beibehaltung von Ausnahmen für atypische 
Einzelfälle anpassen

PRAXISNAHE AUSNAHMEN IM SOLARGESETZ  
ERMÖGLICHEN
Das Solargesetz Berlin (SolG Bln) führt derzeit zu umfang-
reichen Einzelfallprüfungen und Mehrfachnachweisen, 
insbesondere bei Gewerbeimmobilien. Klar definierte 
Anerkennungstatbestände für bundes- und EU-rechtliche 
Nachweise (z. B. aus GEG oder EPBD) sowie pauschale 
Ausnahmen z. B. bei denkmalschutzrechtlichen Einschrän-
kungen könnten im Landesrecht verankert werden. Nur bei 
begründetem Anlass darf abweichend entschieden werden.

Was zu tun ist:

	¡ Verbindliche Anerkennungstatbestände im SolG Bln, 
z. B. für statische Nachweise, Brandschutzgutachten 
oder energetische Pflichten nach Bundes- und EU-
Recht definieren

	¡ Klare Regel-Ausnahme-Logik einführen: Anerken-
nung als Regelfall, zusätzliche Prüfungen nur bei 
begründetem Abweichungsanlass

	¡ Verwaltungsvorschriften und Vollzugshinweise zur 
einheitlichen Anwendung durch die zuständigen 
Behörden anpassen

KLIMAFREUNDLICHEN DENKMALSCHUTZ  
ERLEICHTERN 
In der Praxis behindert der Denkmalschutz häufig den 
Einsatz erneuerbarer Energien sowie energetische Sanie-
rungen. Durch klar definierte Ausnahmeregelungen für 
Klimaschutzmaßnahmen können historische Gebäude 
geschützt und gleichzeitig nachhaltige Modernisierungen 
beschleunigt werden. Dies reduziert Genehmigungszeiten, 
erleichtert Investitionen und fördert die Umsetzung klimaf-
reundlicher Projekte.

Was zu tun ist:

	¡ Bestehende Denkmalschutzvorschriften, insbeson-
dere § 11 Denkmalschutzgesetz (DSchG Berlin), auf 
Hemmnisse für Klimaschutzmaßnahmen prüfen

	¡ Klare Ausnahmeregelungen und Leitlinien für Ein-
zelfälle nach § 11 DSchG gemeinsam mit Denkmal-
schutzbehörden und Eigentümern entwickeln
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VERGABERECHT FLEXIBILISIEREN
Vergabeverfahren nach dem Berliner Vergabegesetz  
(BerlAVG) sowie der Verwaltungsvorschrift Beschaffung 
und Umwelt (VwVBU) verursachen unverhältnismäßig 
hohen Aufwand, insbesondere für kleine und mittlere 
Unternehmen aber auch für die Verwaltung selbst. Maß-
nahmen wie einheitliche Standarderklärung für Nachwei-
se, flexibilisierte Umwelt- und Sozialkriterien sowie ein 
höherer sachlicher Anwendungsbereich des BerlAVG und 
erhöhte Wertgrenzen reduzieren Bürokratie, beschleunigen 
Vergaben und erleichtern KMU den Zugang zu öffentlichen 
Aufträgen.

Was zu tun ist:

	¡ Sachlichen Anwendungsbereich § 3, Abs. 1 BerlAVG 
deutlich erhöhen 

	¡ Wertgrenzenregelung in der LHO, § 55 auf  
Brandenburger Niveau erhöhen

	¡ Junge Unternehmen: Anforderungen an Bilanzen 
aus Vorjahren und vorzulegende Referenzen deutlich 
reduzieren

	¡ Umwelt- und Sozialkriterien bei begründetem An-
lass von Pflicht- zu Kann-Bestimmungen machen

	¡ Einheitliche Standarderklärung für Umwelt-,  
Sozial- und Tarifanlagen-Nachweise bereitstellen

Markus Krause 
Telefon: 	+49 30 31510 -154 
E-Mail: 	 markus.krause@berlin.ihk.de
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ÜBERBORDENDE  
BÜROKRATIE VON BUND 
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